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Beginn: 10:05 Uhr 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich heiße Sie 
herzlich willkommen zu unserer heutigen, der 51. Sitzung des Landtages Nordrhein-
Westfalen. Mein Gruß gilt auch unseren Gästen auf der Zuschauertribüne sowie den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern der Medien. 

Für die heutige Sitzung hat sich eine Abgeordnete entschuldigt; ihr Name wird in das Pro-
tokoll aufgenommen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung möchte ich auf Folgendes hinweisen: Die Fraktionen haben 
für verschiedene Tagesordnungspunkte gestern und heute vereinbart, die Reden zu Proto-
koll zu geben. Damit die Reden entsprechend § 31 Abs. 2 unserer Geschäftsordnung dem 
Plenarprotokoll beigefügt werden können, bitte ich, die Redemanuskripte dem Sitzungsdo-
kumentarischen Dienst zeitnah zur Verfügung zu stellen. 

Wir treten nunmehr in die Beratung der heutigen Tagesordnung ein. 

Ich rufe auf: 

1 Aufklärung und Bekämpfung rechtsterroristischer Straftaten 

Unterrichtung 
durch die Landesregierung 

In Verbindung mit: 

Demokratie stärken – Rechtsextremismus bekämpfen – Ein Landesprogramm gegen Rechtsextre-
mismus in NRW auflegen 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 15/3536 

Und: 

Öffentliche Aufklärung und Aufarbeitung der rechtsterroristischen Anschläge der Zelle „Nationalso-
zialistischer Untergrund“ (NSU)! 

Antrag 
der Fraktion DIE LINKE 
Drucksache 15/3533 

Der Chef der Staatskanzlei hat mir mit Schreiben vom 13. Dezember mitgeteilt, dass die 
Landesregierung beabsichtigt, zu dem Thema „Aufklärung und Bekämpfung rechtsterroristi-
scher Straftaten“ zu unterrichten.  

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Unterrichtung erfolgt durch den Minister für Inneres 
und Kommunales. Ich erteile das Wort Herrn Minister Jäger. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Hier im Landtag haben wir vor fünf Wochen gemein-
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sam den Opfern und Angehörigen der menschenverachtenden Morde der Thüringer Terror-
zelle gedacht. Wir haben beklagt, dass die Gefahr zu lange nicht erkannt wurde und dass 
Opfer und Angehörige durch falsche Verdächtigungen doppelt leiden mussten. 

Wir haben festgestellt: Die Angriffe haben nicht nur den Ermordeten gegolten, sie waren 
auch Angriffe auf die Gesellschaft, in der wir leben wollen. Angegriffen wurden unsere Libe-
ralität, unsere Weltoffenheit und unsere Demokratie. Heute möchte ich darstellen, welche 
Schlussfolgerungen ich als Innenminister ziehen werde. 

Vertrauen in die Arbeit unserer Sicherheitsbehörden entsteht nur, wenn der kluge Satz des 
Philosophen Karl Jaspers gilt:  

„Demokratie ist tolerant gegen alle Möglichkeiten, muss aber gegen Intoleranz selber in-
tolerant werden können.“ 

Die politische Polizei des Kaiserreichs und die Geheime Staatspolizei der Nazis waren ab-
schreckende Beispiele dafür, wohin die Vermischung von Polizei und Geheimdienst führen 
kann. Den Sicherheitsbehörden der Weimarer Republik fehlten hingegen die Mittel, um Ge-
fahren wie beispielsweise den Kapp-Putsch erkennen zu können.  

Für die Demokratie ist die Wehrhaftigkeit darin begründet, dass wir unsere Staatsform als 
Wert für unsere Gesellschaft begreifen. Eine wehrhafte Demokratie ist nicht nur eine Lehre 
aus unserer Geschichte; sie ist auch eine Verpflichtung gegenüber den Opfern, die wir be-
klagen. 

Meine Damen und Herren, es gilt, das Übel an der Wurzel zu packen und den braunen 
Sumpf mit allen rechtlich möglichen Mitteln trockenzulegen. 

(Beifall von der SPD, von den GRÜNEN, von der CDU und von der LINKEN) 

Hierzu habe ich die wesentlichen Maßnahmen in ein nordrhein-westfälisches Acht-Punkte-
Programm zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und Rechtsterrorismus zusammenge-
führt. 

Erstens. Die Gefahren, die von Straftaten rechtsextremistischer Gewalttäter ausgehen, 
müssen klarer erfasst werden. Straftaten rechtsextremistischer Gewalttäter dürfen statistisch 
nicht mehr unter den Tisch fallen. Deswegen wollen wir in Nordrhein-Westfalen, dass künftig 
alle Straftaten von Rechtsextremisten in der Kriminalitätsstatistik ausgewiesen werden. Dies 
gilt unabhängig davon, ob es sich um eine Volksverhetzung oder um einen Ladendiebstahl 
handelt. Straftaten von Rechtsextremisten müssen auch als Straftaten von diesen benannt 
werden. 

(Beifall von der SPD, von den GRÜNEN, von der CDU und von der LINKEN) 

Hierzu werde ich mich für die Änderung der Erfassungsrichtlinien der polizeilichen Kriminal-
statistik einsetzen. 

Zweitens. Ich werde ein Kompetenzzentrum gegen Rechtsextremismus im Landeskriminal-
amt Nordrhein-Westfalen einrichten, das landesweit alle Informationen zum Rechtsextre-
mismus zusammenführt und bewertet. In herausragenden Fällen übernimmt das Kompe-
tenzzentrum die zentrale Ermittlungsführung. 
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In vier Polizeibehörden, in deren Bezirken Brennpunkte rechtsmotivierter Kriminalität beste-
hen, werden Sonderkommissionen eingerichtet. Bei diesen Behörden handelt es sich um 
Dortmund, Aachen, Wuppertal und Köln. Weitere Behörden prüfen das Erfordernis von 
Sonderkommissionen. Für diese Aufgabenbewältigung werden zusätzlich 35 Ermittlerinnen 
und Ermittler bereitgestellt. 

Drittens. Wir werden die Szene konsequent aufklären. Wir werden das Übel an der Wurzel 
packen. Mein Ziel ist es, alle Personen der rechtsextremistischen Szenen konsequent aus 
der Anonymität zu holen. 

Wir werden durch verstärkte Maßnahmen der Früherkennung und Beobachtung die Er-
kenntnislage über die Personen der rechten Szene verbessern und strukturiert zusammen-
führen. Die Informationserhebung wird von der Organisation auf die gewaltbereiten Perso-
nen verlagert. Lassen Sie es mich so sagen: Zukünftig beobachten wir nicht nur die Kame-
radschaften, sondern auch deren Kameraden. 

Viertens. Es ist mein Ziel, der rechtsextremistischen Szene möglichst keine Handlungsspiel-
räume mehr zu lassen. Der Kontrolldruck wird maximal gesteigert. Die Tätergruppe, krimi-
nelle Entwicklung und Zusammenhänge müssen klarer erkannt werden, um Täter auch 
frühzeitig aus dem Verkehr ziehen zu können. 

Wo immer rechtsextremistische Personen auftauchen, werden wir sie in den Fokus nehmen. 
Wir werden bekannte Szenetreffpunkte aufsuchen, wir werden Rechtsextremisten beobach-
ten und kontrollieren, wann immer sich eine rechtliche Möglichkeit dazu bietet. Wir werden 
Begleit- und Kontaktpersonen identifizieren und frühzeitig auf die Gefahren ihres Handelns 
hinweisen. 

Fünftens. Wir werden Straftaten von Tätern der rechten Szene mit allen rechtlichen Mitteln 
verfolgen. Dazu wird der Ermittlungsdruck maximal erhöht. Die konsequente Verfolgung 
wird sich nicht nur auf politisch motivierte Kriminalität beschränken, sondern gilt auch für alle 
sonstigen Verstöße gegen die Sicherheit und Ordnung, die durch Rechtsextremisten be-
gangen werden. Gewaltbereite Rechtsextremisten werden identifiziert und alle von ihnen 
begangenen Straftaten täterorientiert durch den polizeilichen Staatsschutz bearbeitet. 

Bei allen nordrhein-westfälischen Staatsanwaltschaften sind Sonderdezernate zur Verfol-
gung politischer Straftaten eingerichtet. Bei den Landgerichten in Dortmund, Düsseldorf und 
Köln gibt es Spezialkammern, die für den jeweiligen Oberlandesgerichtsbezirk für Staats-
schutzdelikte zuständig sind. Spiegelbildlich zu diesen Staatsschutzkammern sind bei den 
Staatsanwaltschaften in Dortmund, Düsseldorf und Köln Sonderabteilungen eingerichtet, in 
denen, wie auch in den Sonderdezernaten der übrigen Staatsanwaltschaften, besonders er-
fahrene Staatsanwältinnen und Staatsanwälte tätig sind. 

Ich appelliere an die Bürgerinnen und Bürger dieses Landes, die Sicherheitsbehörden bei 
der Bekämpfung des rechten Extremismus und Terrorismus zu unterstützen. Teilen Sie der 
Polizei Ihre Erkenntnisse mit, und wählen Sie die 110, wenn Sie sich selbst in Not befinden 
oder sich eine andere Person in Not befindet. 

Sechstens. Wir wollen nicht, dass rechtsextremistische Personen auf legale Weise in den 
Besitz von Schusswaffen kommen. Dazu muss das Waffenrecht wirksamer werden. 
Rechtsextremisten und gewaltgeneigte Personen müssen konsequent vom legalen 
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Schusswaffenbesitz ausgeschlossen werden, meine Damen und Herren. Hierfür benötigen 
die Waffenbehörden bei der waffenrechtlichen Zuverlässigkeitsüberprüfung die Erkenntnis-
se des Verfassungsschutzes. 

Ich möchte, dass Nordrhein-Westfalen im Bundesrat eine Änderung des Waffengesetzes 
beantragt, die die regelmäßige Einbeziehung der Erkenntnisse des Verfassungsschutzes in 
die waffenrechtliche Zuverlässigkeitsüberprüfung und die Verpflichtung für Verfassungs-
schutz und Polizei zur Ermittlung und Mitteilung relevanter Erkenntnisse an die Waffenbe-
hörden umfassen wird. 

(Beifall von Serdar Yüksel [SPD]) 

Darüber hinaus will ich alle Möglichkeiten nutzen, Rechtsextremisten legale Waffen zu ent-
ziehen, meine Damen und Herren.  

Siebtens. Wir werden präventive Maßnahmen verstärken. Eine wehrhafte Demokratie darf – 
bildlich gesprochen – nicht nur das Feuer bekämpfen, sondern muss bereits den Versuch 
der Brandlegung verhindern. 

Deshalb, meine Damen und Herren, gehört die Verstärkung der Präventionsangebote zu ei-
nem weiteren wichtigen Baustein des Acht-Punkte-Programms. Wir werden durch verstärkte 
Prävention frühzeitig dafür sorgen, dass insbesondere Kinder und Jugendliche nicht in die 
rechte Szene abgleiten. Dazu gehören unser Bildungsangebot für Lehrkräfte zum Thema 
„Rechtsextremismus“, für pädagogische Ausbildung, Aufklärungsangebote für Jugendinitia-
tiven, Kirchen, Sportvereine oder Beschäftigte in Justizvollzuganstalten sowie Vernetzungs-
angebote für Kommunen, die wir gemeinsam mit der Landeszentrale für politische Bildung 
anbieten. 

Die Polizei wird sich noch intensiver um Opfer und deren Angehörige kümmern. 

Achtens. Die Angebote zum Ausstieg aus der rechtsextremistischen Szene werden noch-
mals intensiviert. Dazu wird das Aussteigerprogramm für Rechtsextremisten ausgeweitet 
und die Zahl der Aussteigerbetreuer verstärkt. Die Anzahl der 120 bisher im Aussteigerpro-
gramm betreuten Personen soll durch aktive Ansprachen nochmals erhöht werden. Mussten 
sich Ausstiegswillige bisher selber an die Hotline des Verfassungsschutzes oder an die Poli-
zeidienststellen wenden, so sollen Rechtsextremisten zukünftig aktiv durch Aussteigerbe-
treuer angesprochen werden. Über das Internet und soziale Netzwerke wie Facebook soll 
aktiv für dieses Aussteigerprogramm geworben werden. 

Neben diesem nordrhein-westfälischen Acht-Punkte-Programm gegen Rechts werden wir 
aber auch auf Bundesebene konstatierte Maßnahmen einleiten, um den Rechtsextremismus 
nachhaltig zu bekämpfen. Hierzu werden wir auf die bewährten Strukturen und Konzepte 
der Zusammenarbeit der Länder und des Bundes im Bereich des islamistischen Terrorismus 
zurückgreifen. 

Auf der vergangenen Innenministerkonferenz habe ich mit meinen Länderkollegen den Kon-
sens erzielt, zur Intensivierung des Informationsaustausches und der Stärkung der Analyse-
fähigkeit ein gemeinsames Abwehrzentrum gegen Rechtsextremismus einzurichten. Ab so-
fort werden dort alle Informationen zur rechtsextremistischen Szene strukturiert und unmit-
telbar ausgetauscht. Das Zentrum hat letzte Woche seine Arbeit aufgenommen. Das Lan-
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deskriminalamt Nordrhein-Westfalen und der Verfassungsschutz Nordrhein-Westfalen wir-
ken dort durch ihre Verbindungsbeamten ständig mit. 

Zugleich haben wir eine verstärke Internetbeobachtung in einem entsprechenden Zentrum 
beschlossen. Rechtsextremistische Seiten und deren Inhalte im Netz werden nun durch-
gängig beobachtet und aufgeklärt. Mit Streifengängen im Internet sollen Radikalisierungen 
frühzeitig erkannt und kriminelle Inhalte zeitnah strafrechtlich verfolgt werden. 

Wesentliches Element der bundesweiten Strategie ist die Intensivierung des Informations-
austausches. Die Innenministerkonferenz hat sich dafür ausgesprochen, eine gemeinsame 
Plattform für Polizei und Verfassungsschutz der Länder und des Bundes einzurichten. Dort 
sollen alle Informationen zu rechtsextremistischen Personen, Institutionen, Organisationen 
und Strukturen zusammengefasst werden. Sie sollen allen zur Verfügung stehen. 

Darüber hinaus wird sichergestellt, dass polizeiliche Personenanfragen zukünftig mit dem 
Gesamtdatenbestand der Verfassungsschutzbehörden abgeglichen werden können. Ge-
nauso konsequent, wie die Bundesanwaltschaft gegen die vorgeht, die Terroristen Unter-
schlupf gewährten, müssen wir jetzt auch gegen den Terrorunterschlupf im Internet vorge-
hen. Es gilt auch hier, zukünftig Netzwerke besser erkennen zu können. 

Meine Damen und Herren, Rechtsterrorismus ist eine ernste Bedrohung unserer Gesell-
schaft. Auch wenn wir in Nordrhein-Westfalen bislang keine Erkenntnisse über rechtsterro-
ristische Bestrebungen haben, sind wir doch durch die Anschläge in Köln und Dortmund 
unmittelbar betroffen. Hierauf haben wir reagiert. Mit dem Acht-Punkte-Programm stellen wir 
die Weichen dafür, dass rechtsextremistische Radikalisierungsverläufe nicht auch in Nord-
rhein-Westfalen in Rechtsterrorismus münden. 

Ich finde aber, es ist zu Recht darauf zu verweisen, dass man mit dem Ruf nach dem Auf-
stand der Anständigen nicht den Anstand der Zuständigen verdecken darf. Meine Damen 
und Herren, Sicherheitsbehörden alleine werden nicht erfolgreich sein können. Das Entste-
hen von Extremismus sagt immer auch etwas über den Zustand zivilgesellschaftlicher Struk-
turen aus. Wir müssen die geistige Auseinandersetzung in der Mitte unserer Gesellschaft 
gewinnen. Rechtes Denken, meine Damen und Herren, hat umso weniger Erfolg, je weniger 
Fremdenfeindlichkeit und Vorurteile zugelassen werden. 

In unserer immer schneller getakteten Zeit gibt es Menschen, die Angst haben, nicht mehr 
mitzukommen, die sich überfordert fühlen, die biografische Brüche haben und die fürchten, 
der Konkurrenz zu unterliegen. So entsteht die Sehnsucht nach einfachen Antworten, meine 
Damen und Herren. Und die zu einfachen Antworten werden von Rechts gegeben und sind 
eine große Gefahr, weil sie das Gefühl, aber nicht das Wissen der Menschen ansprechen. 

Eine Politik, die den gesellschaftlichen Zusammenhalt nicht aus dem Auge verliert, ist daher 
zwingend notwendig, um Menschen individuell ein Mindestmaß an sozialer und kultureller 
Sicherheit geben zu können. Dazu brauchen wir viele: die Kommunen, die Vereine, die Kir-
chen, die Schulen, die Nachbarn, die Kollegen. Wir brauchen die ganze Gesellschaft, meine 
Damen und Herren. 

Der Kampf gegen Rechts kann nicht alleine mit Polizei und Verfassungsschutz gelingen. Ich 
bin sicher: Neben Bildung ist das Verhindern sozialer und kultureller Verwahrlosung vor Ort 
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die beste Präventionsstrategie gegen Rechts. Gemeinsam können wir es schaffen. – Herzli-
chen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD, von den GRÜNEN und von der LINKEN) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr Minister Jäger. – Wir kommen nun zur 
Aussprache. Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Körfges das Wort.  

Hans-Willi Körfges (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir diskutieren 
heute in verbundener Debatte über die Unterrichtung der Landesregierung über die Aufklä-
rung und Bekämpfung rechtsterroristischer Straftaten, und ich darf mich an dieser Stelle – 
ich denke, nicht nur für meine Fraktion, sondern für das ganze Haus – dafür bedanken, dass 
die Landesregierung selbst initiativ geworden ist und uns heute im Wege einer Unterrichtung 
über das, was im Kampf gegen den Rechtsterrorismus notwendig ist, informiert. Ich bedan-
ke mich ausdrücklich für die Vorstellung dieser acht Punkte. Denn, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, der demokratische Rechtsstaat hat nicht nur das Recht, sondern sogar die Pflicht, 
sich gegen politische motivierte Gewalt und politisch motivierten Terror zur Wehr zu setzen. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Wir debattieren gleichzeitig den Antrag der Koalitionsfraktionen „Demokratie stärken – 
Rechtsextremismus bekämpfen Ein Landesprogramm gegen Rechtsextremismus in NRW 
auflegen“ und den Antrag der Fraktion Die Linke zur öffentlichen Aufklärung und Aufarbei-
tung der rechtsterroristischen Anschläge der Zelle „Nationalsozialistischer Untergrund“. 

Ich muss an dieser Stelle – ich danke Ralf Jäger ganz ausdrücklich für seine nachdenkli-
chen und sicherlich auch von der Struktur her kritischen Anmerkungen – bekennen, dass ich 
immer noch voller Zorn darüber bin, dass so etwas in unserem Land geschehen konnte und 
über Jahre hinweg unerkannt geblieben ist. Ich bin immer noch voller Scham darüber, dass 
Opfer und ihre Angehörigen sogar zunächst zum Gegenstand von Verdächtigungen und 
Untersuchungen geworden sind. 

(Beifall von der SPD, von den GRÜNEN und von der LINKEN) 

Meine Damen und Herren, auch in einer solchen Debatte über Ursachen, über Strukturen 
und über die Bekämpfung muss man einräumen, dass wir insgesamt ganz offensichtlich 
nicht genau genug hingesehen haben. Und ich bekenne persönlich, dass ich mir die Taten, 
deren organisierte Begehung und ihre schrecklichen Folgen noch vor wenigen Wochen in 
dieser Form kaum hätte vorstellen können, obwohl mir und vielen anderen schon seit meh-
reren Jahren sehr deutlich ist, dass die Gefahr, die von Rassismus und Rechtsextremismus 
in unserem Land ausgeht, beträchtlich ist, zunimmt und häufig genug unterschätzt worden 
ist. Dumpfer Nationalismus, menschenverachtender Rassismus und ideologisch begründete 
Fremdenfeindlichkeit sind meiner Ansicht nach – und zwar unabhängig von jeder statisti-
schen Zuordnung – häufig genug auch in der Vergangenheit schon Anlass und Grund für 
Gewalttaten bis hin zu Mordanschlägen gewesen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, insoweit gebührt dem Innenausschuss, aber auch und ge-
rade dem Innenministerium Dank und Anerkennung dafür, dass diese nicht nachvollziehba-
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